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am Wiesbadener Schlossplatz die Zeit 

 stillzustehen: Dort beharkten sich Union 

und Grüne noch immer wie zu den Zeiten 

von Dregger, Koch und Fischer.

 Wer die politische Landschaft in Hes-

sen allein an der Polemik der Wiesbadener 

Debattenkultur maß, konnte tatsächlich 

mit einer schwarz-grünen Annäherung 

gerade hier kaum rechnen. Doch hatte die 

Heftigkeit der politischen Kontroversen 

im Landtag seit Längerem verdeckt, dass 

in vielen Gemeinden und Landkreisen des 

Landes längst eine Auflockerung ange-

stammter Gegner- und Feindschaften in 

Gang gekommen war. In der Mainmetro-

pole Frankfurt etwa existiert seit 2006 ein 

schwarz-grünes Bündnis, das auch den 

Wahlsieg eines SPD-OB überstanden hat. 

Auch in Kassel und Wiesbaden haben 
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Dass ausgerechnet in Hessen seit ein paar 

Wochen die erste schwarz-grüne Landes-

regierung in einem deutschen Flächen-

staat amtiert, hat viele überrascht. Immer-

hin war der Wiesbadener Landtag seit 

Jahrzehnten ein Ort heftigster politischer 

Auseinandersetzungen entlang der alten 

Blockkonfrontation zwischen Rot-Grün 

und Schwarz-Gelb. Während anderswo in 

Deutschland alte Feindbilder verblasst 

und die Zeiten des schwarz-grünen 

Kultur kampfs längst vorbei waren, schien 
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Bündniserfahrungen gemacht. In Darm-

stadt amtiert seit 2011 ein grüner Ober-

bürgermeister mit Unterstützung durch 

die Union. Auch auf Landkreisebene ist 

Schwarz-Grün lange schon keine Neuheit 

mehr: In Marburg-Biedenkopf bestimmt 

seit dreizehn Jahren ein allerdings derzeit 

gefährdetes Bündnis von Schwarz und 

Grün die politischen Geschicke.

 Die anscheinend so festgefahrenen 

Lagerstrukturen im Landtag entsprachen 

jedenfalls länger schon nicht mehr den po-

litischen Verhältnissen an der kommuna-

len Basis. Außerdem: Mit dem Wechsel 

von Roland Koch zu Volker Bouffier war 

zumindest eine Veränderung der politi-

schen Tonlage verbunden, und die Land-

tagsgrünen hatten mit ihren Vorstellungen 

vom Schulfrieden in Hessen und von der 

Wahlfreiheit zwischen einer acht- und einer 

neunjährigen Gymnasialzeit eine politi-

sche Position in einer Kernfrage der Lan-

despolitik formuliert, auf die sich die CDU 

in einer überraschenden Volte zubewegt 

hat; so betrachtet, ist das Zustande kommen 

dieses Bündnisses weniger über raschend.

HEIMLICHE SONDIERUNG

Die Entwicklung des letzten Jahrzehnts 

hat gezeigt, dass mit dem politischen Ge-

nerationswechsel die Zeit zu Ende ging, in 

der die hessische CDU mit dem Begriff 

vom konservativen Kampfverband ausrei-

chend beschrieben war. Der polarisierende 

Stil und das öffentliche Image von Roland 

Koch hat dies im öffentlichen Erschei-

nungsbild lange Zeit überdeckt. Mittler-

weile ist ja auch bekannt geworden, dass  

es schon 2008 zu einem  – allerdings er-

gebnislosen  – klandestinen Sondierungs-

gespräch zwischen der landespolitischen 

Führung von Union und Grünen gekom-

men ist. Sogar mit Koch. 

 Hinzu kommt, dass an vielen Orten 

des Bundeslandes grüne Mandatsträger 

die Erfahrung gemacht haben, dass die tra-

ditionell bevorzugten rot-grünen Bünd-

nisse nicht immer zu erfüllten Liebesehen 

gerieten, sondern nicht selten von Zoff und 

mitunter von Nervereien begleitet  waren. 

So ist bei vielen Grünen über die Jahre 

zwar die stärkere programmatische Nähe 

zur SPD geblieben. Das Für und Wider 

von Bündnissen wird aber mehr und mehr 

ganz pragmatisch und nüchtern betrach-

tet; ein Automatismus zugunsten der Ge-

nossen existiert nicht mehr, ebenso wenig 

wie ein grundsätz liches Nein zur Union. 

 Dennoch war in der Wahlnacht nicht 

unbedingt davon auszugehen, dass die 

schwierigen Mehrheitsverhältnisse am 

Ende Schwarz-Grün hervorbringen wür-

den. Lange Zeit schien eine rot-rot-grüne 

Allianz ebenso denkbar wie eine Große 

Koalition auch in Wiesbaden. Dass es 

 anders gekommen ist, hatte mehrere 

 Ursachen.

LINKE UNTAUGLICH,  
HÄNGEPARTIE BEI DER SPD

Sowohl Grüne als auch Sozialdemokraten 

haben in den Sondierungsgesprächen mit 

den Linken festgestellt, dass ein Bündnis 

mit dieser Partei zumindest derzeit nicht 

möglich ist. Die Linkspartei war nicht be-

reit, bei der Rückführung der Schulden-

last des Landes nach der in der Verfassung 

vorgegebenen Schuldenbremse eine mit-

verantwortliche Rolle zu übernehmen. 

Diese Erkenntnis ist gerade im Blick auf 
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die  neuesten Öffnungssignale der Sozial-

demokraten im Bund auch von übergeord-

netem Interesse. Denn wenn schon auf der 

Ebene eines westdeutschen Landes eine 

Regierungszusammenarbeit mit dieser Par-

tei in absehbarer Zeit nicht denkbar ist, 

muss man sich natürlich fragen, wie sie sich 

diejenigen Sozialdemokraten vorstellen, 

die eine Zusammenarbeit im Bund 2017 

für eine anzustrebende Option  halten. 

 Das verbreitete Unbehagen an der so-

zialdemokratischen Basis gegenüber einer 

Großen Koalition hat die SPD-Parteifüh-

rung in Hessen zu einer langen Hänge-

partie genötigt. Hier sollte wohl die Ent-

scheidung im Bund abgewartet werden. 

Dadurch ist eine Dynamik des Sondie-

rungsprozesses entstanden, durch die 

Schwarz und Grün in eine Initiativrolle 

gelangten und die SPD auf die Zuschauer-

bank geriet. 

EINFACH DEN  
GRÖSSEREN CHARME

Sowohl aus Sicht der Union als auch aus 

Sicht der Grünen sprachen die meisten 

Argumente für Schwarz-Grün; es hatte 

sich abgezeichnet, dass eine inhaltliche Ei-

nigung nicht unmöglich sein würde. Zwar 

wäre für die Union ein Zusammengehen 

mit den Sozialdemokraten in Fragen der 

Verkehrspolitik wie in der Zentralfrage der 

Entwicklung des Frankfurter Flughafens 

einfacher gewesen. Doch hatte aus Sicht 

vieler Christlicher Demokraten das Bünd-

nis mit den Grünen einfach den größeren 

Charme  – zumal man in der Schulpolitik 

leichter zusammenkommen konnte, aus-

gesprochene Anhänger der Großen Koali-

tion sich auch in der Union in Grenzen 

halten, die Arithmetik natürlich für die 

kleineren Grünen sprach und auch aus 

perspektivischen Gründen ein Bündnis 

mit den Grünen die interessantere Vari-

ante sein musste. Schließlich braucht die 

CDU auf allen Ebenen, nicht zuletzt im 

Bund, strategische Optionen jenseits der 

Großen Koalition. Niemand kann derzeit 

wissen, ob und wie die FDP jemals wieder 

hinreichend erstarkt.

KONKRETE KOMPROMISSE  
UND WOLKIGE ABSICHTS-
ERKLÄRUNGEN

Aus Sicht der Grünen schuf das Bündnis 

mit der Union nicht nur die einzige Chance, 

nach fünfzehn Jahren Opposition wieder 

eine landespolitische Gestaltungschance in 

der Regierung zu bekommen. Hätten sie 

diese Chance ausgeschlagen, hätte sich die 

Partei nach dem Scheitern der Sondie-

rungsgespräche im Bund ein zweites Mal 

auf die Zuschauerbänke zurückgezogen, 

um von dort aus das schwierige Zustande-

kommen einer Großen Koalition zu beob-

achten. Strategisch betrachtet, wäre dies 

unklug gewesen  – zumal die Mühen der 

Koalitionsbildung in der öffentlichen 

Meinung mit einigen Sympathien rechnen 

konnten. 

 All diese Überlegungen konnten na-

türlich nur deshalb eine Rolle spielen, weil 

eine inhaltliche Einigung nicht unmöglich 

war. Hier ist in der Sondierungsphase ir-

gendwann auf beiden Seiten die Überzeu-

gung entstanden, dass das möglich sei. Ein-

fach war es nicht. Für die Grünen musste 

ein Kompromiss in der Flughafenfrage 

besonders heikel sein. Ob das, was dann 

gefunden wurde  – eine Art  Mora torium 

Impulse
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beim weiteren Ausbau und die Wahrneh-

mung aller rechtlichen und tatsächlichen 

Möglichkeiten für eine Reduzierung der 

Lärmbelastung für die Anwohner  –, tat-

sächlich trägt, wird sich zeigen müssen. 

Immerhin weist der Koalitionsvertrag an 

etlichen Stellen eine grüne Handschrift 

auf. Ob das überall da, wo es sich um eher 

wolkige Absichtserklärungen handelt, am 

Ende auch mit Leben erfüllt werden wird, 

muss freilich erst einmal offenbleiben. 

VON DEN BÄUMEN  
HERUNTER

Riskant ist die Entscheidung vor allem für 

die Grünen. Sie stehen nicht nur vor dem 

Problem, da und dort Positionen und kri-

tische Töne zu revidieren, die sie als Oppo-

sitionspartei risikolos vertreten und an-

schlagen konnten. Das gilt zum Beispiel 

für den Rechtsstreit des Landes mit der 

RWE über die seinerzeit kritisierte, man-

gelhafte Stilllegungsverfügung der ehe-

maligen Umweltministerin Lucia Puttrich 

beim Atomkraftwerk Biblis. Die Grünen 

müssen die Skepsis widerlegen, mit der 

ein nicht geringer Teil ihrer Anhänger-

schaft und ihrer Wähler dieses Experi-

ment begleiten. Das wird nicht leicht wer-

den. Es ist immer einfacher, Menschen mit 

oppositioneller Rhetorik auf die Bäume zu 

treiben als von dort wieder herunter.

 Demgegenüber hat die Union weitaus 

weniger zu fürchten. Zum einen wird sie 

davon profitieren, dass ihre Anhänger-

schaft in aller Regel schon das skandal-

freie und möglichst glatte Regieren selbst 

goutiert. Das öffnet ihr allerhand Mög-

lichkeiten zu Konzessionen gegenüber den  

Grünen, jedenfalls da, wo keine wirklich 

empfindlichen Punkte in der eigenen An-

hängerschaft berührt sind. Da der neuen 

Koalition keine neuen Grundsatzstreite-

reien, etwa über Schulformen, ins Haus 

stehen, ist nicht zu befürchten, dass diese 

schwarz-grüne Koalition den Weg ihrer 

Hamburger Vorgängerin geht, die am 

Bürger widerstand gegen die sechsjährige 

Gemeinschaftsschule gescheitert ist.

GRÜNE PFADFINDER

Für die CDU schafft dieses Bündnis neue 

Chancen. Dass gerade die hessische CDU 

nun beweisen kann, wie Ökonomie und 

Ökologie in einem wirtschaftlich führen-

den Land der Bundesrepublik zusammen-

kommen können, schafft neben der Chance 

auf ein eigenes Profil als moderne Partei 

der Energiewende auch die Möglichkeit, 

das Image vom „konservativen Kampf-

verband“ endgültig hinter sich zu lassen. 

Natürlich wird bei einem Erfolg von 

Schwarz-Grün in Hessen diese Koalitions-

option auch im Bund 2017 eine Rolle spie-

len  – trotz aller Nähe zwischen Rot und 

Grün. Die Grünen werden sich kaum ein 

weiteres Mal alternativ- und bedingungs-

los auf Rot-Grün festlegen wie im letzten 

Herbst.

 Die hessischen Grünen sind in ihrer 

Bundespartei mit diesem Bündnis schlag-

artig in einer Rolle, in der sie seit Joschka 

Fischer und den Anfängen von Rot-Grün 

nicht mehr waren. Während die Bundes-

grünen die Chance für schwarz-grüne Koa-

litionsverhandlungen in den Sondierungs-

gesprächen nicht nutzen konnten, weil sie 

darauf vollkommen unvorbereitet waren, 

haben die Hessen diese Chance ergriffen 

und damit auch eine Art Pfad finder rolle 

Kulturrevolution in Wiesbaden?, Hubert Kleinert
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übernommen. Und weil neben Tarek Al-

Wazir noch sechs andere grüne Minister 

im Bundesrat energiepolitische Zustän-

digkeiten besitzen, wird den Grünen jetzt 

eine neue bundespolitische Gestaltungs-

macht über den Bundesrat zukommen. 

Und gerade weil sie in unterschiedlichen 

politischen Konstel la tio nen mitregieren, 

werden sie stärker als grüne Gestaltungs-

macht hervortreten können.

AUFTRIEB FÜR REALOS

Das hat freilich Folgen für die Bundespoli-

tik: Im Kern ist die Rolle der Grünen in 

den Bundesländern jetzt so stark gewor-

den, dass bloße Fundamentalopposition 

gegen die Große Koalition in Berlin kaum 

möglich ist. Das wird die Gewichte zwi-

schen Bundestagsfraktion und Bundes-

partei einerseits und den Grünen in den 

Ländern verschieben. 

 Verschiebungen werden sich auch bei 

den parteiinternen Kräfteverhältnissen er-

geben: Ein schwarz-grüner Vize-Minister-

präsident in Wiesbaden und ein grüner 

Ministerpräsident in Stuttgart, der als Erz-

realo lange als Vordenker für Schwarz-

Grün galt  – das muss den in den letzten 

Jahren farbloser gewordenen Realos in der 

Partei Auftrieb geben.

Bei aller Vorsicht gegenüber der Überhö-

hung politischer Farbenlehren in der heu-

tigen Zeit des raschen Wandels politischer 

Konstellationen lässt sich dennoch sagen, 

dass die Wiesbadener Entscheidung eine 

erhebliche bundespolitische Bedeutung 

besitzt. Ist das schwarz-grüne Bündnis hier 

erfolgreich, wird es mit Sicherheit keine 

alternativlose Festlegung auf Rot-Grün 

im grünen Bundestagswahlkampf 2017 

geben. Sollte es im Laufe der Legislatur-

perio de zu heftigen Erschütterungen in 

der Berliner Großen Koalition kommen, 

ist nicht einmal auszuschließen, dass der 

Blick auf Wiesbaden schon vorher eine 

poli tische Rolle spielt – und sei es nur als 

Disziplinierungsmittel.

HELDEN ODER  
TROTTEL?

Geht es schief, riskieren die Grünen aller-

hand. Dann droht ihnen das, was ihr Vor-

mann Tarek Al-Wazir im Spiegel- Inter view 

auf den Punkt gebracht hat, als er meinte, 

es könne wohl sein, dass die Koalitions-

entscheidung eine historische Dimension 

habe. Es sei noch nicht ausgemacht, ob er 

und andere später einmal als Helden oder 

als Trottel dastünden. Schaun wir mal.

Kulturrevolution in Wiesbaden?, Hubert Kleinert




